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I. Innenpolitik 

 
Immer tiefere Spaltungen im Lager der 
Islamisten 
 
Der Machtkampf in Iran, der zu immer 
größeren Spaltungen führt, nimmt all-
mählich absurde Züge an. Eine neue Es-
kalation der Auseinandersetzungen zwi-
schen den verschiedenen Fraktionen 
wurde wieder einmal durch Präsident 
Ahmadinedschad eingeleitet. Bei einem 
nicht angekündigten Vortrag an der 
wissenschaftlich-technologischen Uni-
versität in Teheran – nur die Anhänger 
des Präsidenten waren über den Auf-
tritt informiert – sagte er auf den 
Atomkonflikt Bezug nehmend: „Abgesehen 
von den Hürden, die uns vom Ausland 
her gebaut werden, mussten wir auch 
die Steine wegräumen, die uns im In-
land in den Weg gelegt wurden. Ich 
werde eines Tages diese Machenschaf-
ten, die zu den wichtigsten Problemen 
unserer Geschichte gehören, der Öf-
fentlichkeit mitteilen. Manche Leute 
bedrängten uns und sagten, es werde 
bald Krieg geben, das sei ganz sicher. 
Über verschiedene Kanäle setzten sie 
die Entscheidungsorgane des Staates 
unter Druck. Sie gingen sogar soweit, 
dass sie unsere Feinde im Ausland kon-
taktierten und sie über unsere Pläne 
informierten. Wir haben sogar bei ei-
nem von diesen Leuten die Telefonge-
spräche abgehört und merkten, wie er 
sagte: ‚Gebt nicht nach. Warum zögert 
ihr mit den Sanktionsbeschlüssen? Wa-
rum mildert ihr den Ton? Ihr müsst den 
Druck verstärken, damit die endlich 
nachgeben.’ In diesem Zusammenhang ha-
ben wir einen von ihnen wegen Spiona-
getätigkeit festgenommen. Aber seine 
Freunde setzten den Richter unter 
Druck, um einen Freispruch zu erlan-
gen. Doch hiermit erkläre ich, das i-
ranische Volk wird niemals zulassen, 
dass solche Leute und Gruppen auf die 
Justiz Einfluss nehmen, um den Schul-
digen vor einem gerechten Urteil zu 
bewahren.“ 
 
Ahmadinedschad brauchte keinen Namen 
zu nennen. Jeder wusste, wen er mein-
te: den früheren Atomunterhändler Hos-
sein Mussavian. Mussavian wurde im Mai 
dieses Jahres unter Verdacht auf Spio-
nage festgenommen, aber nach einigen 
Tagen gegen eine hohe Kaution freige-
lassen. Er, der hohe Ämter begleitete 
und unter anderem für mehrere Jahre 
als Botschafter in Deutschland tätig 
war, gehört zum engen Kreis um den e-
hemaligen Staatspräsidenten Haschemi 

Rafsandjani, der als Vorsitzender des 
Expertenrates sowie Vorsitzender des 
Schlichtungsrates zu den einfluss-
reichsten und mächtigsten Männern des 
Gottesstaates zählt. Die Attacke Ahma-
dinedschads zielte nicht zuletzt auf 
Rafsandschani, seinen Rivalen bei der 
Präsidentschaftswahl. „Glaubt ja 
nicht, dass ein Revolutionär immer Re-
volutionär bleibt. Ich kenne welche, 
die inzwischen zweifacher Milliardär 
geworden sind“, sagte Ahmadinedschad 
gemünzt auf Rafsandschani, der in der 
Tat zu den Reichsten im Land gehört.   
 
Der Präsident fuhr fort: „Viele woll-
ten den Eindruck erwecken, als gäbe es 
zwischen dem Revolutionsführer und dem 
Präsidenten im Bezug auf unsere Atom-
politik Differenzen. Sie schmiedeten 
Pläne, um diese vermeintlichen Diffe-
renzen zu vertiefen. Doch wenn wir 
beide (er und der Revolutionsführer) 
uns zusammensetzten und diese Pläne 
anschauten, hatten wir nichts als Ge-
lächter für ihre Dummheit übrig.“ 
 
„Heute versucht der Feind mit einem 
Druck, der unter die Haut geht, unsere 
Wirtschaft in Schwierigkeiten zu brin-
gen, um uns zu Kompromissen zu zwin-
gen. Er hat seine Agenten im Inland 
mobilisiert – darüber habe ich genaue 
Informationen -, damit sie Staatsge-
heimnisse an Fremde weiterleiten. Es 
gibt regelmäßige Kontakte, bei denen 
Informationen vermittelt werden.“ 
 
Kritiker des Atomprogramms bezeichnete 
Ahmadinedschad als „Verräter“. Die Re-
gierung werde beizeiten alles aufde-
cken, sagte er und versicherte, dass 
Teheran sein Atomprogramm niemals auf-
geben werde. 
 
Das war ein Frontalangriff, den die 
Gegenseite nicht unerwidert lassen 
konnte. Doch anders als Ahmadinedschad 
trat Rafsandschani staatsmännisch auf, 
begleitet vom ehemaligen Chefunter-
händler und schärfsten Kritiker der 
Atompolitik Ahmadinedschads Hassan Ro-
hani und eben von jenen Mussavian, auf 
den Ahmadinedschad seine Pfeile ge-
richtet hatte. 
 
„Warum muss es im Vorfeld der Parla-
mentswahlen solche Attacken und Feind-
seligkeiten geben“ fragte Rafsandscha-
ni. „Jeder, der konstruktive Ideen 
hat, muss diese öffentlich erläutern. 
Er darf aber nicht lügen.“ Die Gefahr, 
die das Land von außen bedrohe, sei 
ernst zu nehmen. Sie werde sich ver-
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stärken, wenn sich Feindseligkeiten 
breit machten. „Das ist genau das, was 
unsere Feinde wollen. Auseinanderset-
zungen über Meinungsverschiedenheiten 
nutzen weder den Feinden, noch können 
sie uns schaden. Doch wenn diese in 
Feindseligkeiten münden, dann ist si-
cherlich der Teufel am Werk.“ „Heute“, 
fuhr Rafsandschani fort, mache sich 
"Dilettantismus bereit und erzeuge 
grundlose Feindschaften zwischen Frak-
tionen und Parteien". 
 
Die Angriffe Ahmadinedschads gegen 
Mussavian riefen nicht nur zahlreiche 
Reformer und Moderate Konservative auf 
den Plan, auch eine ganze Reihe Parla-
mentsabgeordnete, die eigentlich zu 
den Anhängern Ahmadinedschads zählen, 
meldeten sich zu Wort. Der Regierungs-
chef dürfe sich nicht in Angelegenhei-
ten der Justiz einmischen, er dürfe 
auch nicht jemanden vorverurteilen. 
Einige Reformer behaupteten sogar, die 
Regierung versuche die Justiz unter 
Druck zu setzen, um ein hartes Urteil 
gegen Mussavian zu erreichen. Bemer-
kenswert war die Stellungnahme der 
konservativen Tageszeitung Djomhuri 
Eslami, die als Sprachrohr des Revolu-
tionsführers gilt. Die Zeitung übte 
scharfe Kritik an Ahmadinedschad und 
forderte die Justiz auf, sich mit den 
„Denunziationen“, die der Regierungs-
chef gegen Politiker und Staatsdiener 
gestartet habe, zu befassen.  
 
Der Schuss von Ahmadinedschad schien 
nach hinten loszugehen. Da eilte Ge-
heimdienstchef Gholamhossein Mohseni-
Ejei dem Regierungschef zu Hilfe und 
behauptete schlichtweg, Mussavian habe 
interne Informationen an andere Län-
der, vor allem an Großbritannien, wei-
tergegeben. Das dem Informationsminis-
terium vorliegende Beweismaterial lie-
ße keinen Zweifel daran, dass Mussavi-
an Staatsgeheimnisse an die britische 
Botschaft weitergeleitet habe. Er hal-
te ihn eindeutig für schuldig, ent-
scheiden müsse dies aber die Justiz. 
Es sei bisher mehrmals versucht wor-
den, auf die Entscheidung des Richters 
Einfluss zu nehmen und ihn zum Frei-
spruch zu zwingen. „Das sollten sie 
unterlassen, denn aus der Sicht des 
Informationsministeriums ist Mussavian 
ein Verbrecher“, sagte Mohseni-Ejei. 
 
Trotz dieser schweren Geschütze, die 
die Regierung aufführte, gab der Spre-
cher der Justiz, Aliresa Djamschidi, 
am 27. November bekannt, dass Mussavi-
an vom Vorwurf der Spionage freige-
sprochen worden sei. Einzig der Vor-

wurf, „Propaganda gegen die Staatsord-
nung“ sei bestätigt worden. 
 
Eine Stunde später konterte Regie-
rungssprecher Gholam-Hassan Elham, der 
Prozess gegen Mussavian müsse öffent-
lich geführt werden, nur so werde man 
der Wahrheit gerecht. Gleichzeitig 
wurde eine Demonstration der Basidji-
Milizen organisiert, bei der die Teil-
nehmer, die sich angeblich spontan vor 
dem Justizgebäude versammelt hatten, 
ihren Unmut gegen die Justiz freien 
Lauf ließen. Einer der Teilnehmer 
drohte: das Volk werde nicht dulden, 
dass Agenten freigesprochen werden. 
Wenn die Justiz zu gerechten Urteilen 
nicht fähig sei, „werden wir selbst zu 
den Schuldigen gehen und sie aus ihren 
Häusern herauszerren.“ 
 
Auch der Staatspräsident persönlich 
meldete Protest an. „Die Justiz sollte 
dem Informationsministerium gestatten, 
die aufgezeichneten Gespräche, die 
Mussavian mit fremden Quellen geführt 
habe, zu veröffentlichen. Nur so werde 
die Öffentlichkeit die ganze Wahrheit 
erfahren. 
 
Bei der bislang letzten Szene in die-
sem absurden Theater trat der berühmt 
berüchtigte Oberstaatsanwalt Said Mor-
tasawi auf die Bühne. Mortasawi, der 
zunächst als Richter tätig war, wurde 
landesweit durch seine rigorosen Ur-
teile gegen Dissidenten und durch das 
Verbot von fast einhundert Zeitungen 
und Zeitschriften bekannt. Er soll 
auch an Folterungen direkt beteiligt 
gewesen sein, die zum Tod der ira-
nisch-kanadischen Reporterin Zahra Ka-
zemi geführt haben. Mortazawi erklärte 
kurzerhand den Freispruch Mussavians 
für null und nichtig. Die Justiz werde 
sich erneut mit dem Fall befassen, 
sagte er. 
 
Dass es weder der Justiz noch der Re-
gierung um die Wahrheitsfindung und 
Gerechtigkeit geht, bedarf nach den 
Erfahrungen der letzten 28 Jahre Isla-
mischer Republik keiner Erläuterung. 
Es ist der Machtkampf, der im Lager 
der Islamisten tobt und mit immer här-
teren Bandagen ausgetragen wird.        
 
 
„Krieg nein, Frieden und Menschenrech-
te ja“ 
 
Unter dem Motto: „Krieg nein, Frieden 
und Menschenrechte ja“ hat der „Verein 
zur Verteidigung der Menschenrechte“, 
deren Vorsitz Friedensnobelpreisträge-
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rin Schirin Ebadi innehat, alle ge-
sellschaftlichen Kräfte in Iran aufge-
rufen, den drohenden Gefahren eines 
Krieges entgegenzuwirken. Die Aktion 
richtet sich gegen alle Kriegstreiber 
im Ausland und alle Kräfte im Innern, 
die einen Krieg willkommen heißen. 
 
Vereinssprecherin Narges Mohammadi 
sagte in einem Interview mit der In-
ternetzeitung Rooz: „Die zunehmende 
Gefahr eines Krieges hat viele politi-
sche, intellektuelle und zivilgesell-
schaftliche Kreise dazu bewogen, eine 
Initiative zu starten, die über die 
Gefahren aufklärt und für eine breite 
Bewegung für Frieden mobilisiert.“ Zu 
diesem Zweck sei zunächst ein Komitee 
gebildet worden, das zu verschiedenen 
engagierten Kreisen Kontakt aufnimmt. 
Die Bewegung richte sich nicht nur ge-
gen die Neokonservativen in den USA, 
die gegen Iran einen Krieg planen, 
sondern auch gegen alle radikalen 
Kräfte in Iran, die einen Krieg entwe-
der provozieren oder ihn sogar will-
kommen heißen, sagte Mohammadi. 
 
Ähnliche Initiativen haben Iraner im 
Ausland gestartet. In Deutschland ist 
für den 8. Dezember ein Vorbereitungs-
treffen in Köln geplant. Nach Angaben 
der Initiatoren soll dabei über eine 
gemeinsame Kampagne im deutschsprachi-
gen Raum gegen einen drohenden Iran-
Krieg beraten werden. Infos zum Tref-
fen sind zu finden unter: 
http://www.campaigniran.org/casmii/ind
ex.php?q=node/3300  
Die Webseite ist zu finden unter: 
http://www.campaigniran.org/casmii/?q=
de 
 
   
Gefolgsmann des Präsidenten als neuer 
Ölminister bestätigt 
 
Das iranische Parlament hat am 14. No-
vember den bisherigen Chef der staat-
lichen Ölgesellschaft, Gholam-Hossein 
Nosari, als neuen Ölminister bestä-
tigt. Nosari gilt als Gefolgsmann von 
Präsident Ahmadinedschad. Er hatte das 
Ministerium bereits seit August kom-
missarisch geleitet, nachdem sein 
Amtsvorgänger Kasem Wasiri-Hamaneh we-
gen Differenzen mit dem Präsidenten 
zurückgetreten war. Das Ölministerium 
gilt als Schlüsselressort, da der 
größte Teil des Etats aus Öleinnahmen 
stammt. 
 
Als Industrieminister bestätigte das 
Parlament in Teheran den ebenfalls be-
reits amtierenden Minister Ali Akbar 

Mehrabian. Seit Ahmadinedschads Amts-
antritt im August 2005 wurden bereits 
sieben Minister im Kabinett ausgewech-
selt. Grund waren nach Auffassung von 
Beobachtern meist Differenzen zwischen 
den als Fachleuten geltenden Ministern 
und dem Präsidenten, der sich die 
wichtigsten Entscheidungen vorbehält. 
Sein Kommentar zu den neuen Ministern: 
„Schließlich ist es Sache des Trai-
ners, Umbesetzungen vorzunehmen und 
die Mannschaft den gegebenen Umständen 
anzupassen.“ 
 
Das Gerücht, Mehrabian - nun der 
jüngste Minister im Kabinett - sei ein 
Verwandter von Ahmadinedschad, demen-
tierte der Präsident. „Als ich an der 
Hochschule als Lehrer tätig war, lern-
te ich Mehrabian als einen begabten, 
fleißigen, sensiblen Studenten kennen, 
der nach den Idealen der Basidjis (Mi-
lizen-Organisation) arbeitete.“ Seine 
Wahl sei „eine Ehre für das iranische 
Volk“. Er werde eine grundsätzliche 
Umwandlung der iranischen Industrie in 
Gang setzen. Im Übrigen hätten beide 
Minister „dieselbe Blutgruppe wie die 
Abgeordneten im Parlament“. Deshalb 
werde es in Zukunft zwischen ihnen und 
dem Parlament weitegehende Überein-
stimmung geben.     
 
 
Ahmadinedschad will Entlassungen in 
Provinzregierungen anordnen 
 
Präsident Mahmud Ahmadinedschad treibt 
mit Blick auf die bevorstehenden Par-
lamentswahlen Umstrukturierungen in 
den Provinzen des Landes voran. Er 
werde demnächst die Provinzgouverneure 
in vertraulichen Schreiben darauf hin-
weisen, welche Mitarbeiter in der Pro-
vinzregierung für ihre Arbeit gelobt 
und welche getadelt werden sollten, 
zitierte die iranische Tageszeitung 
Keyhan am 30. Oktober den Regierungs-
chef. „Es werden aber auch die Namen 
derjenigen aufgeführt, die gleichgül-
tig sind. Sobald die Gouverneure die-
sen Brief erhalten, müssen sie diese 
Mitarbeiter entlassen“, kündigte Ahma-
dinedschad demnach an. 
 
Im Vorfeld seiner Wahl im August 2005 
hatte Ahmadinedschad die Verbesserung 
der Lage in den Provinzen und den Aus-
bau der regionalen Infrastruktur ver-
sprochen. Nachdem er bereits alle Pro-
vinzen bereist hatte, kündigten seine 
Berater erneut Provinz-Besuche des 
Präsidenten an. Iranische Wirtschafts-
experten werfen Ahmadinedschad vor, 
mit dem Transfer von unerwarteten 
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Mehreinnahmen (Grund sind die Rekord-
Ölpreise) in die Provinz die Inflation 
zu verstärken. Die Regierung betont 
jedoch, dass auch die einfachen Men-
schen von den Öleinnahmen profitieren 
sollten und dass die Inflation unter 
Kontrolle sei. 
 
Die häufigen Reisen Ahmadinedschads – 
nicht nur in die Provinz, sondern auch 
ins Ausland – stellen eine enorme Be-
lastung für die Staatskasse dar. Zudem 
haben sich bislang keineswegs die Le-
bensverhältnisse auf dem Land gebes-
sert. Der eigentliche Grund für die 
häufigen Reisen ist nicht wirtschaft-
lich, sondern politisch. Da Ahmadined-
schad und die Radikalislamisten in den 
Städten immer mehr ihre Basis verlie-
ren, möchten sie wenigsten dort, wo 
politisch weniger aufgeklärte Menschen 
leben, diese für sich gewinnen, zumal 
der Ausgang der bevorstehenden Parla-
mentswahlen im kommenden März auch für 
das Schicksal des amtierenden Präsi-
denten entscheidend sein wird. 
 
Genau in diesem Zusammenhang ist auch 
die vom Präsidenten angeordnete Maß-
nahme zu verstehen, den Medien jede 
Anprangerung der wirtschaftlichen 
Probleme zu untersagen. „Die Vereinig-
ten Staaten denken, Iran durch Sankti-
onen zur Aufgabe seines Atomprogramms 
zwingen zu können. Sie propagieren 
durch ihre Handlanger im Inland, dass 
unsere wirtschaftlichen Probleme zu-
nehmen“, sagte Ahmadinedschad laut IR-
NA. Diese Propaganda würden bald voll-
ständig unterbunden werden. 
 
   
Studentenproteste an sechs Universitä-
ten 
 
Studenten haben Mitte November an min-
destens sechs Universitäten gegen die 
harsche Behandlung kritischer Kommili-
tonen protestiert. Unter anderem fan-
den Protestaktionen in Teheran und Is-
fahan statt, berichtete die reformier-
te Tageszeitung „Etemad“ am 15. Novem-
ber. Der Zeitung zufolge waren bei-
spielsweise hundert Studenten der Ma-
thematischen Fakultät der Universität 
Amir Kabir in Teheran samt ihren Pro-
fessoren in den Streik getreten, um 
damit die Unterstützung der Hochschul-
verwaltung für die Studentin Masumeh 
Manusuri zu erzwingen. Diese werde von 
den Behörden festgehalten, bereits 
seit knapp drei Wochen sei jeder Ver-
such gescheitert, Neuigkeiten über sie 
in Erfahrung zu bringen. 
 

An der Universität Schahrud hätten die 
Studenten gegen Repressalien an zwei 
Kommilitonen protestiert, berichtete 
Etemad. Unter anderem sei der Studen-
tin Farchondeh Bachtiari-Zadeh die Be-
nutzung des Schlafsaals, der Kantine 
und der Waschräume verboten worden.   
 
 
Frauenrechtlerinnen im Gefängnis 
 
„Es ist nicht das erste Mal, dass ich 
das Evin-Gefängnis von Innen erlebe. 
Das erste Mal war ich als Reporterin 
hier. Als ich, begleitet vom Gefäng-
nisdirektor die Zellen besichtigen 
durfte, äußerten sich die inhaftierten 
Frauen zufrieden mit ihrer Lage. Doch 
beim Verlassen des Gefängnisses steck-
te mir eine Frau heimlich einen Zettel 
in die Tasche. ‚Rettet uns, wir sind 
hilflos dem Gefängnispersonal ausge-
liefert.’ Dieses Mal sitze ich selbst 
als Gefangene hier und teile eine Zel-
le mit dreißig Frauen, die alle Opfer 
des Mangels an Gleichberechtigung 
sind.“ 
 
Diese Zeilen stammen von der Journa-
listin und Frauenaktivistin Maryam 
Hosseinkhah. Sie wird beschuldigt, 
Aufruhr gestiftet und Unwahrheiten 
verbreitet zu haben. Seit über einem 
Monat sitzt sie in Untersuchungshaft. 
Proteste gegen ihre Festnahme zwangen 
die Justiz, nachzugeben und ihrer 
Freilassung bis zum Gerichtsurteil zu-
zustimmen. Dafür fordert sie jedoch 
eine Kaution von 100 Millionen Tuman 
(umgerechnet etwa 100.000 Euro), eine 
für iranische Verhältnisse ungeheuer 
hohe Summe, die für Maryam, ihre Fami-
lie und Freunde unbezahlbar ist. Des-
halb sitzt sie immer noch in Haft. 
 
Maryam ist eine unter den zahlreichen 
Frauenaktivistinnen, die an einer 
großangelegten Kampagne für Gleichbe-
rechtigung beteiligt sind. Sie gehen 
von Haus zu Haus, sprechen auf den 
Straßen die Passanten an, gehen zu Re-
daktionen, Ämtern und Fabriken. Ihr 
Ziel ist, eine Million Unterschriften 
zu sammeln. Die Aktion hatte vor fast 
zwei Jahren in Teheran begonnen und 
hat sich inzwischen im ganzen Land 
verbreitet.  
 
Im Juni 2006 kam es zu einer Kundge-
bung vor dem Justizministerium in Te-
heran, an der etwa hundert Frauen 
teilnahmen. Ordnungskräfte und Revolu-
tionswächter griffen gewaltsam ein, 
verletzten zahlreiche Frauen und nah-
men einige Kundgebungsteilnehmer vorü-
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bergehend fest, darunter auch Maryam 
Hosseinkhah. Einige der damals Festge-
nommenen sind inzwischen zu langen Ge-
fängnisstrafen verurteilt. Delaram Ali 
zum Beispiel erhielt zwei Jahre und 
vier Monate. Ihre Anwältin, Friedens-
nobelpreisträgerin Schirin Ebadi, hat 
gegen das Urteil protestiert, unter 
anderem, weil sie zur Gerichtsverhand-
lung nicht geladen und nicht einmal 
von dem Urteil in Kenntnis gesetzt 
worden war. 
 
Seit der Machtübernahme von Präsident 
Mahmud Ahmadinedschad nehmen Repressi-
onen im Iran ständig zu, nicht nur ge-
gen Kritiker und Andersdenkende, son-
dern auch gegen ethnische und religiö-
se Minderheiten oder zum Beispiel ge-
gen Lehrer, die höhere Tarife oder 
Busfahrer, die eine eigene Gewerk-
schaft verlangen. Doch es scheint, 
dass das Regime auf die Aktionen der 
Frauen besonders empfindlich reagiert. 
Denn die Forderungen der Frauen nach 
gleichem Scheidungsrecht, Sorgerecht, 
Erbrecht und dergleichen mehr treffen 
die Substanz des islamischen Gottes-
staates. Zudem lassen sich Millionen 
Frauen für diese Forderungen mobili-
sieren. Das harte Vorgehen gegen Frau-
enrechtlerinnen dient offenbar zur 
Einschüchterung. Dafür ist es jedoch 
längst zu spät. Denn Frauen bilden 
seit Jahren schon das Rückgrad der i-
ranischen Zivilgesellschaft. Ihrem mu-
tigen Einsatz ist es in erster Linie 
zu verdanken, dass die Radikalisla-
misten trotz brutaler Gewalt ihre Ba-
sis im Volk immer mehr verlieren und 
ihre Ziele in der breiten Bevölkerung 
niemals durchsetzen konnten.       
 
 
UNO über Menschenrechtsverletzungen in 
Iran „tief besorgt“ 
 
Der Menschenrechtsausschuss der Ver-
einten Nationen hat sich „tief be-
sorgt“ über die Menschenrechtsverlet-
zungen in Iran gezeigt. Die Erklärung 
wurde am 21. November mit 72 gegen 50 
Stimmen angenommen, Vertreter von 55 
Ländern enthielten sich. Ein Antrag 
Irans, über den Text nicht zu beraten, 
war zuvor mit knapper Mehrheit abge-
lehnt worden. 
 
In der Erklärung heißt es, in Iran ge-
be es „Folter“ und „herabwürdigende“ 
Strafen wie das Auspeitschen und Ampu-
tieren von Körperteilen. Eingebracht 
wurde die Erklärung unter anderem von 
den USA, europäischen Staaten, von Ka-
nada und Israel. Beklagt wird auch die 

zunehmende „Diskriminierung“ von eth-
nischen, religiösen und anderen Min-
derheiten. 
 
 
Kurdische Rebellen im Grenzgebiet zum 
Irak getötet 
 
Iranische Sicherheitskräfte haben ei-
nem Medienbericht zufolge drei kurdi-
sche Rebellen im Grenzgebiet zum Irak 
getötet. Die Aufständischen seien Mit-
glieder einer Splittergruppe der tür-
kischen Kurdenbewegung PKK, berichtete 
die Regierungszeitung „Iran“ am 8. No-
vember unter Berufung auf informierte 
Kreise. Die iranische Gruppe PJKA wer-
de direkt von westlichen Ländern un-
terstützt, darunter von den USA und 
Deutschland. Von offizieller Seite gab 
es zunächst keine Bestätigung für den 
Bericht. Es blieb auch unklar, wann 
sich der Zwischenfall ereignet hatte. 
 
In der Region hat sich der Kurden-
Konflikt zuletzt massiv verschärft: 
Nach Angriffen von PKK-Kämpfern auf 
die türkische Armee hat die Regierung 
in Ankara 100.000 Soldaten an der 
Grenze zum Irak aufmarschieren lassen. 
 
 
Todesurteil für kurdischen Journalis-
ten bestätigt 
 
Der Oberste Gerichtshof Irans hat am 
9. November das Todesurteil für einen 
kurdischen Journalisten bestätigt. Die 
Todesstrafe für Adnan Hassanpur wegen 
Spionage sei bestätigt worden, zitier-
te die Nachrichtenagentur ISNA seinen 
Anwalt. Hassanpur sei schuldig befun-
den worden, Informationen über Mili-
täranlagen verbreitet und mit einem 
Vertreter des US-Außenministeriums in 
Kontakt gestanden zu haben. Dies habe 
aus ihm nach Auffassung des Gerichts 
einen „Feind Gottes“ gemacht, was die 
Todesstrafe bedeutet. Er habe diese 
juristische Auslegung angefochten und 
werde dies auch weiter tun, betonte 
der Verteidiger. 
 
Unterdessen wurde das gegen den kurdi-
schen Journalisten Hiva Botimar ver-
hängte Todesurteil aufgehoben. Die 
Verurteilung der beiden Männer am 16. 
Juli hatte heftige Proteste des Wes-
tens hervorgerufen, besonders von Men-
schenrechts- und Journalistenorganisa-
tionen. Nach Angaben der Organisation 
„Reporter ohne Grenzen“ hatten die 
beiden Kurden für das 2005 verbotene 
Magazin „Aso“ gearbeitet. Hassanpur 
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habe sich mit dem hochsensiblen Thema 
der Kurden in Iran befasst. 
 
 
180 Festnahmen bei Ausschreitungen im 
Westen Irans 
 
180 Anhänger einer muslimischen Reli-
gionsgemeinschaft wurden am 11. Novem-
ber nach Ausschreitungen festgenommen. 
Dies berichtete die halbamtliche Nach-
richtenagentur Fars. Details zu den 
Geschehnissen in Borudjerd, etwa 480 
Kilometer südwestlich von Teheran, 
wurden nicht genannt. Fars berichtete, 
die Sufis hätten eine Moschee ange-
griffen. 
 
Nach Angaben des Bezirksgouverneurs, 
Mohammad Ali Tohidi, hätten Polizisten 
die Zentrale der Sufis gestürmt und 
damit die heftigen Zusammenstöße mit 
Schiiten beendet. Dabei seien etwa 80 
Personen verletzt worden. 
 
Nach Berichten von Lokaljournalisten 
haben die Zusammenstösse mit einem An-
griff der Sufis auf eine Moschee be-
gonnen. Zuvor hatten schiitische 
Geistliche ihre Gemeinde aufgerufen, 
die Zentrale der Sufis zu schließen, 
weil es sich um eine illegitime Verei-
nigung handele. Beide Seiten setzten 
auch Schusswaffen ein. Als die Polizei 
und paramilitärische Truppen eingrif-
fen, wurden sie, nach Angaben des Gou-
verneurs, von den Sufis mit Steinen 
beworfen. 
 
Dieser Darstellung widersprach Schar-
man Azmajesch in einem Interview mit 
der BBC. Die Frau des Sprechers des 
Derwisch-Ordens im Ausland, Mostafa 
Azmajesch, sagte, die Sufis seien in 
den letzten Tagen immer wieder provo-
ziert und angegriffen worden, hätten 
sich jedoch zurückgehalten. Am 10. No-
vember hätten die Angriffe auf das Su-
fi-Zentrum ihren Höhepunkt erreicht. 
Erst dann hätten sich die Sufis zur 
Wehr gesetzt. Es habe 111 Verletzte 
gegeben, darunter 14 schwer. Dabei sei 
das Zentrum der Sufis vollständig zer-
stört worden.   
 
Sufismus ist eine mystische Form des 
Islams. Die geistigen Spuren des Su-
fismus in der iranischen Literatur- 
und Geistesgeschichte sind unüberseh-
bar. Daher genießen die Sufis in Iran 
ein hohes Ansehen. Doch seit der 
Machtübernahme der Islamisten, werden 
sie immer wieder Repressionen ausge-
setzt. Dennoch wurden sie bislang to-
leriert, wenngleich religiöse Führer 

des Landes wiederholt für ein Verbot 
der Glaubensgemeinschaft eingetreten 
sind. In der heiligen Stadt Ghom waren 
im vergangenen Jahr bei Ausschreitun-
gen rund 1000 Sufis festgenommen wor-
den. Zu den Krawallen war es gekommen, 
weil eine Moschee der Sufis geschlos-
sen werden sollte. 
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II. Wirtschaft 
 
Iran produziert atomares Granulat 
 
Iran hat nach eigenen Angaben erstmals 
Uran-Oxid-Granulat hergestellt. Dieses 
werde als nuklearer Brennstoff für den 
im Bau befindlichen Schwerwasserreak-
tor dienen, erklärte Vizepräsident 
Gholam Resa Aghasadeh am 24. November 
laut einem Bericht der amtlichen Nach-
richtenagentur IRNA. Beobachtern zu-
folge handelt es sich dabei um einen 
großen technologischen Fortschritt. 
Der 40 Megawatt-Schwerreaktor soll in 
Arak südwestlich von Teheran entste-
hen. 
 
Die iranische Regierung erklärte, sie 
arbeite noch daran, auch für Leicht-
wasserreaktoren – wie den mit russi-
scher Hilfe gebauten Reaktor in Bu-
schehr am Persischen Golf – einen 
Brennstoff in Granulat-Form zu entwi-
ckeln. Dieser müsste aus angereicher-
tem Uran hergestellt werden, wie der 
iranische Nuklearwissenschaftler Ras-
sul Sedighi Bonabadi der Nachrichten-
agentur AP erklärte. 
 
 
Teheran verkündet Bau neuer Mit-
telstreckenrakete 
 
Inmitten des Streits um sein Atompro-
gramm hat Teheran den Bau einer neuen 
Mittelstreckenrakete verkündet. Die 
Aschura-Rakete habe eine Reichweite 
von 2000 Kilometern, wurde Verteidi-
gungsminister Mostafa Mohammad Nad-
schar am 27. November von der Nach-
richtenagentur Fars zitiert. Damit 
könne sie theoretisch US-Stützpunkte 
in der Region sowie das gut 1000 Kilo-
meter entfernte israelische Gebiet er-
reichen. Nadschar erläuterte nicht, 
inwieweit sich die neue Rakete von der 
Schahab-3 unterscheidet, die eine ähn-
liche Distanz zurücklegen kann und 
bislang als die Waffe mit der längsten 
Reichweite im Arsenal der Islamischen 
Republik galt.  
 
„Die islamische Republik Iran will 
keinen Staat angreifen, aber wenn un-
ser Territorium angegriffen wird, wer-
den wir den Angreifer mit Gewalt zer-
stören“, sagte Nadschar weiter. Die 
neue Rakete ist nach dem Aschura-Fest 
benannt, an dem Schiiten mit Trauerzü-
gen an den Tod von Imam Hussein, einem 
Enkel des Propheten Mohammed, erin-
nern.  

 
Ahmadinedschad: Öl zu billig 
 
Fossile Brennstoffe wie Erdöl sind 
nach Ansicht des iranischen Präsiden-
ten trotz des jüngsten Preisanstiegs 
immer noch zu billig. Der Preis dafür 
ist „niedriger als ihr wahrer Preis“, 
sagte Ahmadinedschad  am 17. November 
der iranischen Nachrichtenagentur IRNA 
zufolge. Er äußerte sich vor seinem 
Abflug nach Bahrain und zum OPEC-
Gipfel im saudiarabischen Riad. Die 
OPEC stehe unter „starkem politischen 
und wirtschaftlichen Druck“, fügte Ah-
madinedschad hinzu, ohne dies näher zu 
erläutern. 
 
Die USA haben an die Organisation erd-
ölproduzierender Staaten (OPEC) appel-
liert, die Förderung zu steigern, um 
den Ölpreis auf seinem Weg zur Marke 
von 100 Dollar je Barrel abzubremsen. 
Irans Ölminister Ghlamhossein Nosari 
hat jedoch bereits erklärt, auf den 
Märkten sei ausreichend Öl vorhanden. 
Auch durch eine Produktionsausweitung 
würden die Preise nicht sinken. 
 
Dieser Äußerung zum Trotz erklärte der 
Minister am 24. November, Iran schlie-
ße eine Erhöhung seiner Ölförderung 
nicht aus, falls dies notwendig werden 
sollte. Einem solchen Schritt müsste 
allerdings die OPEC zustimmen, sagte 
der Minister vor Journalisten in Tehe-
ran.  
 
„Einige OPEC-Mitglieder befürworten 
eine Erhöhung der Fördermenge, andere 
sind der Ansicht, dass das Verhältnis 
zwischen Angebot und Nachfrage ausge-
wogen ist“, sagte Nosari weiter. Die-
ses Thema werde bei der nächsten OPEC-
Konferenz am 5. Dezember erörtert. 
Seiner Meinung nach gäbe es derzeit 
genug Rohöl. Sollten Erhebungen aber 
zu dem Ergebnis kommen, dass mehr Öl 
gefördert werden müsste, sei sein Land 
zu einer Ausweitung der Kapazitäten in 
der Lage. 
 
Der Preis für ein Barrel Rohöl bewegt 
sich an den internationalen Rohstoff-
börsen auf die 100 Dollar zu. Eine Er-
höhung der Fördermenge könnte den 
Preisdruck mindern.  
 
 
Keine Erwähnung von Dollar-Schwäche in 
Erklärung von OPEC-Gipfel 
 
Die OPEC hat die negativen Auswirkun-
gen des schwachen Dollars auf die Ein-
nahmen ihrer Mitglieder nicht in der 
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Abschlusserklärung ihres Gipfels er-
wähnt. Dies hatte bereits zuvor OPEC-
Generalsekretär Abdollah el Badri am 
16. November in der saudischen Haupt-
stadt Riad mitgeteilt. Mit dieser Fra-
ge müsse sich jeder Mitgliedsstaat in-
dividuell auseinandersetzen, sagte er. 
Damit wies Badri eine entsprechende 
Forderung des iranischen Außenminis-
ters Manuchehr Mottaki zurück, die in 
einer vorbereitenden Debatte von Vene-
zuela unterstützt worden war. Da der 
Ölpreis auf dem Weltmarkt in der US-
Währung abgerechnet wird, verringern 
sich die Einnahmen der Öl-Exporteure 
bei einem niedrigen Dollarkurs. 
 
Mottaki sagte nach der Debatte der 
Nachrichtenagentur AFP, es sei verein-
bart worden, dass die OPEC-
Finanzminister beim OPEC-Gipfel „das 
Problem prüfen werden“. Dabei sollten 
auch mögliche Maßnahmen erörtert wer-
den, um die Auswirkungen des schwachen 
Dollars auf die Einnahmen der OPEC-
Länder einzudämmen. Iran beschloss be-
reits seine Ölexporte nicht mehr in 
Dollar, sondern in anderen Devisen wie 
dem Euro abzurechnen. 
 
Mottakis Forderung war an die Öffent-
lichkeit gedrungen, weil die Debatte 
versehentlich per Videoübertragung 
teilweise auch außerhalb des Sitzungs-
saals verfolgt werden konnte. Der sau-
dische Außenminister Saud el Faisal 
hatte Mottaki entgegengehalten, dass 
eine Erwähnung des Dollarpreises in 
der Gipfel-Abschlusserklärung zu einem 
weiteren Kurssturz führen könne und 
damit die Einnahmen der OPEC-Länder 
wiederum geschmälert würden. 
 
 
Iran exportiert kein Öl mehr für Dol-
lar  
  
Iran hat sich nach offiziellen Angaben 
in seinem Ölgeschäft praktisch völlig 
vom Dollar gelöst. „Auf dem makroöko-
nomischen Niveau werden jetzt fast al-
le iranischen Rohölexporte in anderen 
Währungen als Dollar bezahlt“, sagte 
der Direktor für internationale Ange-
legenheiten der staatlichen Ölgesell-
schaft NIOC, Hodjatollah Ghanimifard, 
am 19. November. Weniger als 20 Pro-
zent der Exporte würden in japanischen 
Yen bezahlt und der Großteil in Euro 
abgerechnet. 
 
Seit fast zwei Jahren habe der zweit-
größte Ölproduzent der OPEC die Bin-
dung seines Ölexports an die US-
Währung schrittweise aufgegeben, sagte 

Ghanimifard der Nachrichtenagentur 
Reuters. „Dies ist eine ökonomische 
Entscheidung und sie hat sich als 
richtig erwiesen“, sagte er. Seitdem 
sei der Dollar immer schwächer gewor-
den. 
 
Beim OPEC-Gipfel bezeichnete Irans 
Präsident Ahmadinedschad die US-
Währung als „wertloses Stück Papier“. 
 
 
Russland vor Tupolew-Großauftrag aus 
Iran     
 
Russland könnte offenbar schon bald 
Iran 30 Passagierflugzeuge vom Typ Tu-
polew im Wert von mehr als einer Mil-
liarde Dollar liefern. Eine mit der 
Angelegenheit vertraute Person sagte 
der Nachrichtenagentur Reuters am 19. 
November, das Geschäft werde wohl Ende 
des Jahres abgeschlossen werden. Ein 
Sprecher des Unternehmens Iljuschin 
Finance, das die Flugzeuge verkauft, 
bestätigte, dass Verhandlungen über 
die Lieferung von Flugzeugen aufgenom-
men worden seien. Details wollte er 
jedoch nicht nennen. 
 
Russland hat der Islamischen Republik 
bereits militärische Luftabwehrsysteme 
verkauft und baut im iranischen Bu-
schehr ein Atomkraftwerk. Die USA und 
die EU wollen Russland und China je-
doch in Sanktionsmaßnahmen gegen Iran 
einbinden, um das Land zum Stopp sei-
ner Urananreicherung zu zwingen. 
 
 
Iran und Pakistan über Vertrag für 
Gaspipeline einig 
 
Vertreter Pakistans und Irans haben 
nach Angaben aus Teheran Verhandlungen 
über ein milliardenschweres Gasprojekt 
abgeschlossen. „Der Inhalt des Ver-
trags zur ‚Gaspipeline des Friedens’ 
wurde fertig gestellt“, sagte der zu-
ständige iranische Vizeminister für 
internationale Angelegenheiten (der 
auch Direktor der Ölgesellschaft NIOC 
ist) Hodjatollah Ghanimifard der Nach-
richtenagentur Schana. Es müssen nur 
noch technische Einzelheiten geklärt 
werden, die innerhalb eines Monats er-
ledigt sein sollten, um eine Unter-
zeichnung des Vertrags zu ermöglichen. 
 
Bei dem Projekt im Umfang von 7,4 Mil-
liarden Dollar geht es um eine Gaslei-
tung von Iran nach Pakistan, die mög-
licherweise bis nach Indien weiterge-
baut werden soll. Über die Pipeline, 
die 2600 Kilometer lang werden soll, 
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wird seit 1994 verhandelt. Die Bera-
tungen gerieten mehrfach durch Span-
nung zwischen Indien und Pakistan ins 
Stocken, erst eine Annäherung der bei-
den Staaten auf dem Subkontinent im 
Jahr 2004 ermöglichte neuerliche Fort-
schritte. Allerdings ist die Beteili-
gung Indiens derzeit ausgesetzt, weil 
Neu Delhi mit der von Iran geforderten 
periodischen Anpassung des Gaspreises 
nicht einverstanden ist. Pakistan hin-
gegen einigte sich mit Teheran auf ei-
ne Neufestsetzung des Preises alle 
drei Jahre. 
 
Weitere Schwierigkeiten ergeben sich 
aus den Gebühren, die Indien für die 
Pipeline an Pakistan zahlen soll. Au-
ßerdem setzt Washington die Regierung 
in Neu Delhi unter Druck, weil die USA 
Iran mit Wirtschaftssanktionen zur 
Aufgabe seines Atomprogramms zwingen 
wollen. Ghanimifard versicherte, die 
Tür für Indien bleibe offen. Das indi-
sche Ölministerium hatte Ende Septem-
ber mitgeteilt, Neu Delhi bleibe Teil-
nehmer an dem Projekt, nehme jedoch 
zunächst nicht an den Beratungen teil. 
Indien deckt 70 Prozent seines Ener-
giebedarfs mit Lieferungen aus dem 
Ausland und ist stets auf der Suche 
nach neuen Ressourcen für seine 
schnell wachsende Wirtschaft. 
 
 
Indien soll Raffinerie-Bau in Iran we-
gen US-Druck abgesagt haben 
 
Ein indischer Konzern soll nach US-
Angaben den Bau einer Raffinerie in 
Iran auf Druck aus den Vereinigten 
Staaten abgesagt haben. Die Essar 
Group habe die Pläne zum Bau der Anla-
ge zur Verarbeitung von 300.000 Barrel 
Öl pro Tag sowie zur Ölförderung auf-
gegeben, erklärte der Gouverneur des 
US-Bundesstaates Minnesota, Tim Paw-
lenty, Anfang November. Er habe Essar 
zuvor darauf hingewiesen, dass es mit 
seinem Engagement in Iran gegen ver-
schärfte US-Sanktionen verstoßen wür-
de. Eine Weiterführung des Gemein-
schaftsprojekts mit einer staatlichen 
iranischen Ölfirma würde Konsequenzen 
für ein Projekt der Inder in Minnesota 
haben.  
 
USA warnen China vor Blockade neuer 
Sanktionen gegen Iran 
 
Der US-Botschafter bei der UNO, Zalmay 
Khalizad, hat China vor einer Blockade 
neuer UN-Sanktionen gegen Iran ge-
warnt. Er glaube nicht, dass Peking 
für das Scheitern der Diplomatie im 

Streit um das iranische Atomprogramm 
verantwortlich sein wolle, sagte Kha-
lizad am 15. November in New York: „Es 
ist im Interesse aller, dass diese 
Frage von weltweiter Relevanz diploma-
tisch geklärt wird”, betonte er. Wa-
shington werde Peking um seine Unter-
stützung für eine dritte Runde von UN-
Sanktionen gegen Iran ersuchen. Nur 
eine entscheidende Resolution „mit 
neuen und beißend scharfen Sanktionen 
würde der Diplomatie eine Erfolgschan-
ce geben“. 
 
 
US-Sanktionen gegen Iran blockieren 
Weltbank-Zahlungen 
 
Wegen der Blockade von iranischen Ban-
ken im Rahmen der US-Sanktionen gegen 
Iran hat die Weltbank Kreditzahlungen 
in Höhe von 5,5 Millionen Dollar nicht 
überweisen können. Wie ein führender 
Weltbank-Beamter, der namentlich nicht 
genannt werden wollte, am 8. November 
der AFP sagte, verzögerten sich die 
Zahlungen an vier von neun finanziell 
unterstützte Hilfsprojekte, die in I-
ran beispielsweise die Trinkwasserauf-
bereitung fördern sowie Hilfe für Erd-
bebenopfer leisten. Er bestätigte da-
mit einen Bericht der New York Times. 
 
Dem Beamten zufolge sollte die größte 
Bank in Irak, Bank Melli, die Zahlun-
gen abwickeln. Die USA verdächtigen 
das Kreditinstitut jedoch, das irani-
sche Atomprogramm zu unterstützen. 
Deshalb hatte sie Ende Oktober die Ge-
schäfte mit der Bank eingestellt.  
 
 
Deutschland schränkt Hermes-
Bürgschaften für Exporte nach Iran 
drastisch ein 
 
Die Bundesregierung wird wegen des 
Streits um das iranische Atomprogramm 
voraussichtlich kaum noch neue Kredit-
garantien für Exporte in das Land ü-
bernehmen. Wie die Agentur Reuters am 
26. November berichtete, sagte eine 
Sprecherin des Wirtschaftsministeriums 
in Berlin, aus Risikoerwägungen seien 
Hermes-Bürgschaften seit geraumer Zeit 
nur noch äußerst restriktiv gewährt 
worden: „Und dies wird sich fortset-
zen.“ Bundeskanzlerin Angela Merkel 
hat sich mehrfach für weitere Sanktio-
nen gegen Iran ausgesprochen, falls 
das Land im Atomstreit nicht einlenkt. 
„Die Äußerungen der Bundeskanzlerin 
werden ihren Einfluss finden“, sagte 
die Sprecherin mit Blick auf die Her-
mes-Bürgschaften.  
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Nach Angaben des Wirtschaftsministeri-
ums summieren sich die Hermes-
Bürgschaften für Iran-Geschäfte auf 
5,5 Milliarden Euro. Im ersten Halb-
jahr 2007 waren nur noch neue Kredite 
über 387 Millionen Euro abgesichert 
worden. Das sind 14 Prozent weniger 
als im Vorjahr. 2005 betrug das Jah-
resvolumen noch 2,3 Milliarden Euro. 
 
Sollten wegen neuer Wirtschaftssankti-
onen Geschäfte mit Iran platzen, dro-
hen dem Bundeshaushalt wegen der Bürg-
schaften Ausfälle in Höhe von 700 bis 
800 Millionen Euro. Dabei handele es 
sich aber um Szenarien und nicht um 
bereits eingetretene Schäden, sagte 
ein Sprecher des Finanzministeriums 
der Agentur Reuters. Die USA drängen 
seit Monaten darauf, dass auch europä-
ische Staaten im Streit um das Atom-
programm den wirtschaftlichen Druck 
auf die Regierung in Teheran erhöhen. 
Das Thema stand auch bei einem Treffen 
von Merkel mit der Spitze des Indust-
rieverbandes BDI auf der Tagesordnung. 
 
Regierungssprecher Ulrich Wilhelm sag-
te, in der EU herrsche Übereinstim-
mung, dass der Druck auf Iran erhöht 
werden müsse, um eine diplomatische 
Lösung zu finden. Er wies Befürchtun-
gen aus der Wirtschaft zurück, franzö-
sische oder italienische Firmen könn-
ten in die Lücke springen, die durch 
einen Rückzug deutscher Firmen aus dem 
Iran-Geschäft entstehen könnte.  
Frankreichs Präsident Nicolas Sarkozy 
habe deutlich gemacht, dass sich auch 
die französische Wirtschaft an allen 
Maßnahmen beteiligen werde, die die EU 
und die Weltgemeinschaft auf den Weg 
brächten. 
 
 
Spiegel: Iran-Boykott könnte Millionen 
Euro kosten   
 
Ein Wirtschaftsboykott Irans könnte 
einem Bericht des Nachrichtenmagazins 
„Spiegel“ den Bund Millionen Euro an 
Steuergeldern kosten. Wenn die Zusam-
menarbeit bei den Handelsbeziehungen 
weiter heruntergefahren würde, würden 
mit Hermes-Bürgschaften abgesicherte 
Kredite nicht zurückgezahlt werden und 
der Bund müsste einspringen, berichte-
te der Spiegel in seiner letzten No-
vemberausgabe. Sollte die iranische 
Bank Melli auf die Embargoliste kom-
men, drohten dem Bund mittelfristig 
über zwei Milliarden Euro Ausfälle, 
allein im Jahr 2008 bis zu 800 Millio-
nen Euro, schrieb der Spiegel unter 

Berufung auf Berechnungen des Finanz-
ministeriums. 
 
Ein Sprecher des Finanzministeriums 
erklärte der Agentur Reuters gegenüber 
zu dem Bericht: „Die Logik ist zutref-
fend.“ Auf Einzelheiten wollte er aber 
nicht eingehen.   
 
 
Türkei plant mit Iran weitere Energie-
abkommen 
 
Trotz des Drucks der USA will die Tür-
kei weitere Wirtschaftsabkommen mit 
Iran abschließen. Dies betonte der 
türkische Energieminister Hilmi Güler 
am 20. November bei der Unterzeichnung 
eines milliardenschweren Vertrags über 
die Modernisierung bestehender Ener-
gienetze und den Neubau einer weiteren 
Stromleitung mit dem Nachbarland. Die 
Vereinbarung werde erfüllt und es wer-
de unter anderem zur Lieferung von 
Erdgas weitere Abkommen geben, sagte 
er.   
 
 
Iran droht ausländischen Konzernen mit 
Ausschluss 
 
Iran hat allen ausländischen Stromkon-
zernen mit einen Ausschluss von allen 
Projekten gedroht. Wenn die ausländi-
schen Unternehmen ihre übernommenen 
Aufgaben nicht erfüllen, würden sie 
durch iranische Firmen ersetzt, sagte 
der amtierende Ölminister Gholamhos-
sein Nosari am 4. November beim Ab-
schluss eines Vertrages mit iranischen 
Firmen für eine Gas-
Verflüssigungsanlage. „Dies ist eine 
Warnung an alle ausländischen Unter-
nehmen“, betonte der Minister. „Wenn 
wir uns mit ihnen nicht einigen kön-
nen, gehen wir weiter den Weg mit ira-
nischen Firmen.“ 
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III. Außenpolitik 
 
El Baradei gibt im iranischen Atom-
streit keine Entwarnung 
 
Der Generaldirektor der Internationa-
len Atombehörde (IAEA), El Baradei, 
erklärte am 22. November in Wien, er 
könne im Konflikt um das iranische A-
tomprogramm keine Entwarnung geben. 
Der IAEA lägen nicht genug Informatio-
nen vor, um Teherans Atomprogramm ei-
nen rein zivilen Nutzen zu bescheini-
gen, sagte El Baradei zum Auftakt der 
Jahrestagung der 35 IAEA-Gouverneure 
in Wien. 
 
Die IAEA sei nicht in der Lage mit Si-
cherheit „das Nichtvorhandensein nicht 
deklarierter nuklearer Materialien und 
Aktivitäten in Iran festzustellen“, 
sagte der IAEA-Generaldirektor. Man-
gels konkreter Informationen über mög-
liche „undeklarierte nukleare Materia-
lien oder Bewaffnungsaktivitäten“ kön-
ne die IAEA keine Entwarnung geben. 
 
El Baradei forderte Teheran auf, mehr 
Eigeninitiative bei der Weitergabe von 
Informationen zu zeigen, damit die IA-
EA „bis zum Jahresende“ alle größeren 
offenen Fragen klären könne. Als Bei-
spiel für einen Bereich, der noch 
weitgehend im Dunkel liege, nannte er 
„Umfang und Natur“ des iranischen U-
rananreicherungsprogramms. Über mögli-
ches nichtdeklariertes atomares Mate-
rial oder Aktivitäten zum Bau von A-
tomwaffen in Iran lägen keine Hinweise 
vor. Außerdem bescheinigte der IAEA-
Chef Teheran „ein erhöhtes Maß an Zu-
sammenarbeit“ in den vergangenen zwei 
Monaten. 
 
Teheran hatte in den vergangenen Mona-
ten sein Programm zur Anreicherung von 
Uran im Atomzentrum Natans ungeachtet 
der UN-Sanktionen noch ausgebaut. In 
Natans wurden nach dem jüngsten Be-
richt der IAEA inzwischen knapp 3000 
Gaszentrifugen installiert, die im 
Dauerbetrieb innerhalb eines Jahres 
genügend hochangereichertes Uran zum 
Bau von mindestens einer Atombombe 
herstellen könnten. Die Weltgemein-
schaft fürchtet, dass Iran heimlich an 
der Entwicklung von Atombomben arbei-
tet. Teheran hat das stets bestritten. 
  
Irans UN-Botschafter Ali Asghar Solta-
nieh wies El Baradeis Kritik zurück. 
Die IAEA habe alle notwendigen Infor-
mationen sowie die Erlaubnis erhalten, 
alle iranische Atomanlagen zu besu-
chen, sagte der Botschafter. Zugleich 

warnte er davor, „diesen konstruktiven 
Ansatz“ durch neue UN-Sanktionen gegen 
Iran zu gefährden. 
 
Die USA warfen Iran vor, die „Welt 
durch die fortgesetzte Entwicklung von 
spaltbarem Material“ zu täuschen. Dem-
gegenüber begrüßten die Gruppe der 
„Blockfreien Staaten“ und Südafrika 
die Kooperationsbereitschaft Irans, 
forderten aber gleichzeitig die „volle 
Umsetzung“ der UN-Resolution. Sie äu-
ßerten die Ansicht, dass der Streit 
auf dem Verhandlungswege gelöst werden 
müsse. 
 
Indes kündigte der iranische Chefun-
terhändler Said Dschalili in Teheran 
an, seine Regierung werde bei dem für 
den 30. November geplanten Treffen mit 
dem EU-Außenbeauftragten Javier Solana 
„neue Ideen“ präsentieren. 
 
Zum Abschluss der Iran-Debatte des 
Gouverneurrats der IAEA am 24. Novem-
ber drohte Soltanieh, eine neue Iran-
Resolution des Weltsicherheitsrats 
werde für die Zusammenarbeit Teherans 
mit der IAEA negative Folgen haben. 
„Jede neue Geste oder Resolution in 
den Vereinten Nationen würde unsere 
Zusammenarbeit negativ beeinflussen“, 
sagte er. Nach Aussagen des Diplomaten 
hat Teheran keinerlei Absicht, die 
Forderung des UN-Sicherheitsrats nach 
einem Stopp seiner umstrittenen Uran-
anreicherung zu erfüllen. Die Ent-
scheidung der Atombehörde von 2006, 
den Atomstreit an den Sicherheitsrat 
weiterzuleiten, sei „illegal“ gewesen. 
Dennoch wolle Teheran die Verhandlun-
gen mit dem EU-Außenbeauftragten Sola-
na parallel zur Kooperation mit der 
IAEA fortsetzen. Kenntnis von einem 
neuen Vorschlag der iranischen Regie-
rung zur Beilegung des Atomstreits 
„habe ich nicht“, sagte Soltanieh.  
 
Indes verlautete aus Teheran, Iran 
wolle die von der IAEA geforderten zu-
sätzlichen Inspektionen von Atomanla-
gen nicht zulassen. Dies sagte Atom-
programm-Chef Gholamresa Aghazadeh 
nach Angaben der Nachrichtenagentur 
ISNA. Es könne zu einem späteren Zeit-
punkt über zusätzliche Kontrollen ge-
sprochen werden. „Aber mit Sicherheit 
nicht heute“, betonte Aghazadeh. 
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Europäer werfen Iran Mangel an Koope-
ration vor 
 
Vertreter der EU haben im Atomkonflikt 
mit Iran schärfere Sanktionen gegen 
das Land gefordert. Iran habe zu wenig 
getan, um internationales Vertrauen 
zurückzugewinnen, erklärten die drei 
EU-Vertreter Deutschland, Großbritan-
nien und Frankreich (EU-3) am 22. No-
vember. Sie nahmen zu dem Bericht des 
IAEA-Chefs El Baradei Stellung und er-
klärten, die Aufforderung an Iran zu 
mehr Kooperation mit der Atombehörde 
reiche ihnen nicht aus. „Die Idee, 
einfach abzuwarten, ist keine Option.“ 
Das Ignorieren der UN-Resolution und 
die Fortsetzung der Urananreicherung 
durch Teheran sei für die EU „inakzep-
tabel“. Zwar erkenne man an, dass Iran 
Schritte in die richtige Richtung ge-
macht habe. Die EU-3 sei aber ent-
täuscht, dass die Kooperation nicht 
aktiv und nur auf Teile beschränkt 
sei. Alles in allem seien die Ergeb-
nisse nicht „ermutigend“. „Daher müs-
sen wir im UN-Sicherheitsrat die 
Schlüsse daraus ziehen“, erklärten die 
drei EU Länder. 
 
 
Berlin bezeichnet IAEA-Bericht als 
nicht ermutigend 
 
Mit Zurückhaltung hat das Auswärtige 
Amt (AA) auf den jüngsten Bericht der 
Internationalen Atombehörde (IAEA) ü-
ber das umstrittene iranische Atompro-
gramm reagiert. Der Bericht von IAEA-
Chef Mohammad El Baradei sei „insge-
samt nicht ermutigend“, sagte der 
Sprecher des Auswärtigen Amtes, Martin 
Jäger, am 16. November in Berlin. I-
rans Botschafter in Deutschland, Mo-
hammad Mehdi Achundsadeh, sprach dage-
gen von „großen Fortschritten“ und ei-
nem Sieg der Vernunft und Geduld über 
„Kriegstreiberei und Abenteuerlust“. 
Der Diplomat verwies zugleich auf gro-
ße wirtschaftliche Möglichkeiten 
Deutschlands in Iran und unterstrich 
die „traditionell sehr guten und be-
währten Beziehungen“ zwischen den bei-
den Ländern. Diese dürften nicht be-
einträchtigt werden, nur weil ein 
drittes Land dies wolle, sagte er mit 
Blick auf die USA. Deutschland sei 
trotz Einbußen im Warenaustausch wich-
tigster Handelspartner Irans. 80 Pro-
zent der iranischen Wirtschaft seien 
staatlich und nur 20 Prozent in priva-
ten Händen. Diese Proportionen sollen 
entscheidend verändert werden. „Es 
stehen jetzt Tür und Tor offen für In-
vestoren, die auf eine solche Gelegen-

heit gewartet haben“, sagte Achundsa-
deh. 
 
Jäger sagte, Teheran müsse beweisen, 
dass sein Programm ausschließlich 
friedlichen Zwecken dienen solle. Dem-
gegenüber betonte Achundsadeh, Massen-
vernichtungswaffen hätten keinen Platz 
in der militärischen Doktrin Irans. 
Zudem habe der Revolutionsführer stets 
betont, dass derartige Waffen aus re-
ligiöser Sicht verboten seien. 
 
Der Unions-Außenpolitiker Karl-Theodor 
zu Guttenberg (CSU) sprach von „Augen-
wischerei“. Der Bericht zeige, dass 
Iran die zentralen Forderungen der 
beiden UN-Resolutionen nach wie vor 
ignoriere und seine Urananreicherung 
nicht aussetze. „Iran verfolgt seine 
nuklearen Ambitionen weiterhin unge-
bremst.“ Deshalb müsse die „E3 plus 
3“-Gruppe umgehend Verhandlungen über 
eine dritte Resolution des Sicher-
heitsrates aufnehmen. 
 
 
Teherans taktische Winkelzüge  
 
Einen Tag lang glaubte die Welt, für 
den iranischen Atomkonflikt sei eine 
Lösung gefunden worden. Überraschend 
griff Irans Präsident Ahmadinedschad 
am Rande des OPEC-Gipfels in einem In-
terview mit der Wirtschaftsnachrich-
tenagentur Dow Jones Newswires einen 
Vorschlag des arabischen Golfkoopera-
tionsrats (GCC) auf, Uran für friedli-
che Zwecke für die gesamte Region in 
einem neutralen Land, etwa der 
Schweiz, anreichern zu lassen. Am 
gleichen Tag hatte die schweizerische 
Bundespräsidentin Micheline Calmy-Rey 
die Bereitschaft Berns erklärt, direk-
te Gespräche zwischen den USA und Iran 
zu vermitteln. In einem Interview mit 
der Neuen Zürcher Zeitung begründete 
die Präsidentin ihr Engagement damit, 
dass es den großen Mächten bisher 
nicht gelungen sei zu verhindern, dass 
Iran Uran anreichere. Die Schweiz habe 
als neutrales Land ohne versteckte au-
ßenpolitische Agenda Möglichkeiten, 
die andere nicht hätten, sagte Calmy-
Rey. „Aber man kann sich fragen, ob 
Iran sein Programm unter Zwang ändern 
wird oder ob der Weg des Zwangs mögli-
cherweise in die Sackgasse führt.“ 
 
Ahmadinedschad sagte am Rande der O-
PEC-Konferenz, Teheran werde mit sei-
nen arabischen Freunden über den GCC-
Vorschlag sprechen. Der Golfkooperati-
onsrat hatte vorgeschlagen, ein multi-
nationales Konsortium zu schaffen, das 
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iranischen Kraftwerken und anderen 
Staaten im Mittleren Osten, die Atom-
energieprogramme auflegen wollten, an-
gereichertes Uran liefern könnte. Der 
saudiarabische Außenminister Prinz 
Saud al Faisal war mit den Worten zi-
tiert worden, der Atombrennstoff soll-
te in einem neutralen Land produziert 
werden, „zum Beispiel der Schweiz“. 
 
Doch mit der Ankunft in Teheran änder-
te sich die Position Ahmadinedschads. 
Sein Land werde im Konflikt mit dem 
Westen nicht den „geringsten Kompro-
miss“ eingehen, sagte er in einer vom 
Fernsehen direkt übertragenen Rede am 
21. November in Ardebil im Nordwesten 
Irans. „Iran bewegt sich Schritt für 
Schritt auf den Gipfel des technologi-
schen Erfolgs zu und keine Macht der 
Welt kann uns stoppen.“ 
 
„Wir habe die Atomtechnologie be-
reits“, fügte der Präsident hinzu. 
„Die Internationale Atombehörde über-
wacht unsere Programme, und wir sind 
zu fairen Verhandlungen mit dem Westen 
über unsere Projekte bereit.“ Er rief 
den Westen auf, seine Politik zu än-
dern. 
 
Mit Blick auf einen möglichen Militär-
schlag sagte Ahmadinedschad: „Die USA 
sollten wissen, dass ihnen (in diesem 
Fall) ein geeintes und unschlagbares 
Volk gegenüberstünde.“ 
 
 
Ahmadinedschad: militärischer Angriff 
ausgeschlossen 
 
Bereits während seiner Teilnahme am 
OPEC-Gipfel hatte Ahmadinedschad in 
einem Interview mit dem Fernsehsender 
Al Arabia die Möglichkeit eines mili-
tärischen Angriffs auf Iran ausge-
schlossen. Kriegsdrohungen bezeichnete 
er als „psychologische Propaganda“. 
„Je mehr Zeit vergeht, desto mehr ver-
liert auch diese Propaganda ihre Wir-
kung“, fuhr Ahmadinedschad fort. Auf 
die Frage, ob ein US-Luftangriff auf 
sensible Ziele Irans Entwicklung nicht 
um Jahrzehnte zurückbomben würde, 
meinte der Präsident, ein Krieg werde 
sich nicht auf Luftangriffe beschrän-
ken lassen. „Ein so großes Land wie 
Iran lässt sich nicht durch gezielte 
Luftangriffe in die Knie zwingen. Iran 
ist groß und die USA sind leicht ver-
letzlich. Die US-Streitkräfte sind 
verbraucht und zu einem neuen Angriff 
nicht fähig.“ Ein Krieg lasse sich 
nicht allein am Himmel führen. Sollte 
er mit einem Luftangriff beginnen, 

werde seine Fortsetzung nicht von den 
USA bestimmt. „Über die Fortsetzung 
und das Ende des Krieges bestimmt I-
ran.“ 
  
Auf die Frage, ob Iran im Falle eines 
US-Angriffs die US-Stützpunkte in den 
Golfstaaten militärisch attackieren 
würde, antwortete Ahmadinedschad: „Sie 
werden doch von mir nicht verlangen, 
dass ich hier die Verteidigungspläne 
Irans offen lege. Wir haben zu den 
Golfstaaten freundschaftliche Bezie-
hungen, das sind unsere Bruderstaaten, 
es ist Sache der USA, herauszufinden, 
wie wir im Falle eines Angriffs rea-
gieren würden. Es wäre besser, wenn 
Sie Herrn Bush fragen würden, was im 
Falle eines solchen Fehlers geschehen 
würde.“ 
 
 
Chávez stellt sich im Atomkonflikt 
hinter Iran 
 
Der venezolanische Staatschef Hugo 
Chávez forderte „Achtung“ vor Iran und 
dessen Atomprogramm. Sein Land stehe 
hinter der Islamischen Republik, sagte 
Chávez in einem Gespräch mit dem fran-
zösischen Nachrichtensender France 24. 
Er glaube nicht, dass Iran an Atomwaf-
fen arbeite. „Iran entwickelt seine 
Atomkraft zu friedlichen Zwecken, da 
bin ich mir sicher.“ Im Übrigen werde 
auch Venezuela anfangen, „zu friedli-
chen Zwecken“ ein Atomprogramm zu ent-
wickeln, genau „wie es Brasilien und 
Argentinien tun“. 
 
 
Sarkozy erhielt scharfen Brief von Ah-
madinedschad 
 
Irans Präsident Mahmud Ahmadinedschad 
hat seinem Kollegen Nicolas Sarkozy in 
einem scharfen Brief als „jung und un-
erfahren“ bezeichnet und indirekte 
Drohungen ausgesprochen, wie die Zei-
tung Le Monde in ihrer Ausgabe vom 16. 
November berichtete. Sarkozys Sprecher 
David Martinon bestätigte, dass der 
Brief eingetroffen sei, nannte jedoch 
keine Einzelheiten. 
 
Laut Le Monde schrieb Ahmadinedschad 
an Sarkozy, die französischen Bemühun-
gen um schärfere EU-Sanktionen gegen 
Iran seien zum Scheitern verurteilt, 
weil Deutschland und Italien nicht 
mitmachen wollten. 
 
Sarkozy hat im Konflikt um das irani-
sche Atomprogramm eine harte Haltung 
eingenommen, im Juli warnte er vor der 
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Alternative: „Entweder die iranische 
Atombombe, oder Bomben auf Iran.“ Au-
ßenminister Bernard Kouchner sagte, 
die Welt müsse sich auf einen „Krieg“ 
vorbereiten, wollte dies später jedoch 
nicht als Drohung gegen Teheran ver-
standen wissen. 
 
Laut Le Monde verwies Ahmadinedschad 
in seinem Schreiben auf die „histori-
schen Beziehungen“ und gemeinsamen In-
teressen beider Länder, insbesondere 
mit Blick auf Libanon. Es wäre schade, 
diese Beziehungen zunichte zu machen.  
 
 
Teheran fordert Entschuldigung von den 
USA 
 
Teheran hat am 16. November von den 
USA eine Entschuldigung für den Vor-
wurf, Iran strebe nach der Atombombe, 
gefordert. Dabei berief sich Präsident 
Ahmadinedschad auf einen Bericht der 
Internationalen Atombehörde (IAEA) vom 
Vortag. (s. Seite 13). „Die Zeit ist 
gekommen, dass die USA ihre Haltung 
korrigieren“, sagte Ahmadinedschad im 
Staatsfernsehen. „Die ganze Welt hat 
gesehen, dass die Anschuldigungen 
nicht wahr sind.“   
 
 
USA stimmen Gesprächen mit Iran zu 
 
Die USA und Iran wollen erneut über 
die Sicherheitslage im Irak direkte 
Gespräche führen. Washington habe ei-
ner entsprechenden Einladung der ira-
kischen Regierung zugestimmt, teilte 
Außenamtssprecher Sean MacCormack am 
20. November mit. Wann der US-
Botschafter in Bagdad, Ryan Crocker, 
mit seinem iranischen Kollegen zusam-
mentreffen soll, stand zunächst nicht 
fest. Beide Seiten haben bereits zwei-
mal Gespräche zum Thema Irak geführt, 
die aber ohne Ergebnis zu Ende gingen. 
Die US-Regierung wirft Teheran vor, 
schiitische Aufständische mit Waffen 
auszurüsten, Iran wies dies zurück. 
Die iranische Nachrichtenagentur IRNA 
berichtete, Teheran habe bereits der 
geplanten dritten Gesprächsrunde zuge-
stimmt. Das Treffen solle in naher Zu-
kunft stattfinden, wurde Außenminister 
Manuchehr Mottaki zitiert. 
 
 
Positive Äußerungen der US-Militärs im 
Irak zu der Rolle Irans  
 
US-General James Dobik, verantwortlich 
für die Ausbildung irakischer Sicher-
heitskräfte, sagte einem Bericht der 

BBC zufolge am 22. November in Bagdad, 
Iran halte sich an sein Versprechen, 
die Lieferung von Waffen an radikale 
Organisationen zu unterbinden. Ein-
schränkend bezog Dobik seine lobende 
Anerkennung auf die Gegenwart und füg-
te hinzu, man müsse sehen, ob Iran 
auch in Zukunft seine Bemühungen fort-
setzen werde.  
 
Mit der relativen Besserung der Si-
cherheitslage im Irak in den letzten 
Wochen sind in den Stellungnahmen der 
US-Militärs über iranische Aktivitäten 
im Irak mildere Töne zu vernehmen. Das 
ist vor allem darauf zurückzuführen, 
das die Verluste der US-Streitkräfte 
im Irak im Oktober wesentlich geringer 
waren, als in den Monaten davor. Im 
Oktober beklagten die USA 38 Tote, 
während im Juni über 100 Opfer gezählt 
wurden. 
 
Anfang November erklärte US-
Verteidigungsminister Robert Gates ge-
genüber der Presse, Iran habe der ira-
kischen Regierung versichert, die Kon-
trollen seiner Grenzen zu verschärfen 
und Waffenschmuggel zu unterbinden. 
Zwei Tage danach nahm Irans Außenmi-
nister Manuchehr Mottaki an der Irak-
Konferenz in Istanbul teil. Obwohl 
Mottaki bei dieser Konferenz keine 
Sondergespräche mit seiner amerikani-
schen Amtskollegin Condoleezza Rice 
führte, wurden drei Tage nach der Kon-
ferenz neun Iraner, die sich im Irak 
in US-Gefangenschaft befanden, freige-
lassen.  
 
Die Freilassung der neun Iraner, die 
am 9. November erfolgte, wurde von den 
US-Militärs bekannt gegeben. Dieser 
Mitteilung zufolge wurden die Inhaf-
tierten irakischen Sicherheitsbeamten 
übergeben und von ihnen in die irani-
sche Botschaft in Bagdad gebracht. Die 
neun Personen würden nicht mehr als 
Sicherheitsbedrohung betrachtet. Unter 
den freigelassenen Männern waren fünf, 
die im Januar bei der Erstürmung eines 
iranischen Büros in der nordirakischen 
Stadt Erbil festgenommen worden waren. 
Teheran hatte erklärt, es handele sich 
um fünf Diplomaten, die an der Eröff-
nung eines Konsulats mitarbeiteten. 
Nach der Freilassung der Gefangenen 
wurde das Konsulat eröffnet. 
 
Der nächste Schritt ist die geplante 
dritte Gesprächsrunde der Botschafter 
beider Länder, die demnächst stattfin-
den soll. Beobachter hoffen, dass die 
neue Atmosphäre dazu führen wird, dass 
diesmal, im Gegensatz zu den bisheri-
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gen Direktgesprächen, konkrete Ergeb-
nisse erzielt werden. 
 
 
Kurden und Sunniten im Irak kritisie-
ren iranische „Einmischung“ 
 
Sowohl irakische Kurden als auch Sun-
niten haben Vorschläge Irans für die 
Verbesserung der Sicherheitslage im 
Irak kritisiert. „Die Frage der Zu-
kunft von Kirkuk ist etwas, was die 
Iraker allein angeht, weshalb die 
Nachbarstaaten gut beraten sind, sich 
in dieser Angelegenheit nicht einzumi-
schen“, zitierte die Zeitung „Al-
Taakhi“, das Sprachrohr der Demokrati-
schen Partei Kurdistans (KDP), am 6. 
November den kurdischen Parlamentsab-
geordneten Mahmud Othman. Der sunniti-
sche Rat der Religionsgelehrten warf 
Iran ebenfalls Einmischung vor und er-
klärte: „Die iranische Präsenz im Irak 
ist unerwünscht.“ 
 
Der iranische Außenminister Manuchehr 
Mottaki hatte zuvor bei der internati-
onalen Irak-Konferenz in Istanbul vor-
geschlagen, das Referendum über die 
Eingliederung der irakischen Stadt 
Kirkuk in das kurdische Autonomiege-
biet um zwei Jahre zu verschieben. Au-
ßerdem hatte er vorgeschlagen, Iran, 
Syrien und andere arabische Staaten 
könnten die von der US-Armee angeführ-
ten Koalitionstruppen im Irak ablösen.  
     
 
US-Militärchef schließt Angriff auf 
Iran nicht aus 
 
Die USA halten sich weiter einen Mili-
täreinsatz gegen Iran offen. „Ich wür-
de die militärische Option niemals vom 
Tisch nehmen“, bekräftigte der neue 
US-Militärchef Michael Mullen am 20. 
November in Washington. Dies bedeute 
allerdings nicht, dass die Option tat-
sächlich genutzt werde. In den Bemü-
hungen um eine Beilegung des Streits 
um das iranische Atomprogramm falle 
der Diplomatie eine „sehr wichtige“ 
Rolle zu, sagte Mullen. Für die USA 
seien dabei aber nicht nur die nuklea-
ren Ambitionen Irans ein Grund zur 
Sorge, sondern auch dessen „Unterstüt-
zung für die Aufständischen im Irak“.  
  
Admiral Mullen ist seit vergangenem 
Monat als Chef des vereinten General-
stabs der oberste US-Militär. Bereits 
wenige Tage nach seinem Amtsantritt 
hatte sich der Admiral ähnlich geäu-
ßert. 
 

 
Irans Position zur Nahost-Konferenz 
 
Im Vorfeld der Nahost-Konferenz in An-
napolis hat Irans Revolutionsführer 
Ali Chamenei die USA und Israel scharf 
verurteilt. Der einzige Sinn dieser 
Konferenz sei der vergebliche Versuch 
Washingtons, die „permanenten Fehler 
des zionistischen Besatzerregimes zu 
vertuschen“, sagte Chamenei. Die Kon-
ferenz sei von vornherein zum Schei-
tern verurteilt, denn  “der Widerstand 
der islamischen Welt“ werde die „un-
lauteren Absichten der USA“ vereiteln. 
 
Teheran hatte in den letzten Tagen vor 
der Konferenz keinen Versuch unterlas-
sen, um die Teilnahme der arabischen 
Staaten verhindern. Der staatlichen 
Nachrichtenagentur IRNA zufolge hatte 
Präsident Mahmud Ahmadinedschad in ei-
nem Telefongespräch mit dem saudischen 
König Abdullah versucht, den Beschluss 
Saudi-Arabiens rückgängig zu machen. 
Man könne nicht mit Israel, das „seit 
sechzig Jahren das palästinensische 
Volk knechtet“ über Frieden verhan-
deln, sagte Ahmadinedschad laut IRNA. 
Er warnte vor „neuen Verschwörungen“, 
die Washington und Tel Aviv gegen das 
Volk Palästinas schmiedeten. „Es wäre 
höchst bedauerlich, wenn der Name Sau-
di-Arabiens in der Liste der Teilneh-
mer auftauchen würde“, sagte Ahmadi-
nedschad. „Wir erkennen Israel nicht 
an, wir werden die Interessen Palästi-
nas verteidigen“, soll der König erwi-
dert haben. 
 
Selbst das Bemühen Teherans, die Teil-
nahme Syriens, des engsten Verbündeten 
Irans unter den arabischen Staaten, zu 
verhindern, blieb erfolglos. Noch am 
Sonntag hatte IRNA berichtet, Ahmadi-
nedschad und sein syrischer Kollege 
Baschir Assad seien sich einig, dass 
die Konferenz zum Scheitern verurteilt 
sei. Doch offenbar hat die Zustimmung 
Washingtons, auch über die Golan-Höhen 
zu reden, Assad zur Teilnahme bewogen. 
 
Damit war der Iran unter den zahlrei-
chen Akteuren im Nahost-Konflikt das 
einzige Land, das der Konferenz fern-
blieb. Genau das gehörte nach Meinung 
von Kommentatoren zu den Hauptzielen 
der Konferenz. In der Tat scheint es 
gelungen zu sein, die Islamische Repu-
blik unter den Staaten der gesamten 
Region zu isolieren. Man könnte sogar, 
wie manche Kommentatoren, die Konfe-
renz als eine Frontbildung gegen den 
Iran betrachten, die dank der diploma-
tischen Aktivitäten der letzten Mona-
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te, insbesondere der zahlreichen Rei-
sen der US-Außenministerin Condoleezza 
Rice in den Nahen Osten zustande ge-
kommen ist. Auch die zunehmende Front-
bildung zwischen Sunniten und Schiiten 
wurde von den USA massiv unterstützt. 
Möglicherweise wäre Israel sogar be-
reit, für diese Frontbildung gewisse 
Zugeständnisse zu machen, zum Beispiel 
mit Syrien über die Rückgabe der Go-
lan-Höhen zu verhandeln. Gelänge es 
das langjährige, enge Bündnis zwischen 
Iran und Syrien aufzulösen, wäre für 
die US-Strategie im Nahen und Mittle-
ren Osten viel gewonnen. 
 
Doch der Schuss könnte auch nach hin-
ten losgehen. Denn sämtlichen Teilneh-
mern der Konferenz war von vornherein 
bewusst, dass die chronischen Konflik-
te zwischen Israel und Palästina sich 
nicht einmal im Ansatz an einem Tag 
lösen lassen. Dazu würde nicht einmal 
die restliche Amtszeit Präsident Bushs 
ausreichen. Genau darauf wird Teheran 
pochen. Schon am Konferenztag behaup-
teten nahezu sämtliche iranische Zei-
tungen, der Iran sei das einzige Land, 
das die Interessen Palästinas und die 
Rechte der Unterdrückten der islami-
schen Welt vertrete. Sie werfen den 
arabischen Staaten Verrat und Kollabo-
ration mit Israel und den USA vor - 
ein Vorwurf, der sicherlich in der is-
lamischen Welt auf fruchtbaren Boden 
fällt. So gesehen, hat die Konferenz 
eine willkommene Steilvorlage für Po-
pulisten wie Ahmadinedschad und seine 
radikalislamischen Verbündeten gelie-
fert.                             
 
 
Ahmadinedschad und Chávez demonstrie-
ren Einigkeit 
 
Irans Präsident Ahmadinedschad und 
sein venezolanischer Kollege Hugo 
Chávez haben Einigkeit demonstriert 
und sich gegenseitig Unterstützung bei 
der Verteidigung ihrer nationalen In-
teressen zugesichert. „Wir laufen Sei-
te an Seite bin zum Ende bei der Ver-
teidigung der Rechte unserer Nationen 
und unserer Ideale“, sagte Ahmadined-
schad laut staatlicher Nachrichten-
agentur Irna nach dem eineinhalbstün-
digen Treffen am 19. November in Tehe-
ran. Gegen den Willen der USA würden 
sich die Beziehungen zwischen beiden 
Ländern ausweiten, sagte der iranische 
Regierungschef. 
 
Chávez bezeichnete Iran als sein 
„zweites Zuhause“ und erklärte, es 
seien „sehr gute Abkommen“ unterzeich-

net worden. Die Abkommen würden eine 
strategische Einheit zwischen beiden 
Ländern schaffen. So habe man sich un-
ter anderem auf die Einrichtung einer 
gemeinsamen binationalen Bank und ei-
nes gemeinsamen Investitionsfonds für 
wirtschaftliche Kooperation geeinigt. 
 
Es war bereits der vierte Besuch von 
Chávez in Iran seit Ahmadinedschads 
Amtsantritt 2005. Der iranische Präsi-
dent hat Venezuela dreimal besucht. 
Beide Länder eint neben ihrer Zugehö-
rigkeit zu den Erdöl exportierenden 
Ländern (OPEC) die Abneigung gegenüber 
den USA.  
 
Chávez sagte vor der Presse das Ende 
der Vorherrschaft des Dollars und da-
mit auch der USA als Weltmacht voraus. 
Die US-Währung verliere an Wert, „und 
das Reich des Dollars bricht zusam-
men“, sagte Chávez. „Natürlich wird 
durch den Zusammenbruch des Dollar-
Reichs auch Amerikas Reich zusammen-
brechen.“  
 
  
 
 


